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WIR PRÄSENTIEREN UNS… 

Vorwort Wir gratulieren!

Herr Atzlinger und sein Team
 gratuliert Frau  Maria Gröschl ganz

herzlich zum 15-jährigen Dienst -
jubiläum und
dankt ihr für die
gute Zusammen -
arbeit in all den
Jahren. Für die
Zukunft wünschen
wir Gesundheit,
Glück und viel
Erfolg.                ❚

Das Team der augustin+nöbauer+
partner bedankt sich auf das

 Herzlichste bei Frau Sieglinde Fank-
hauser für die gute Zusammenarbeit,
ihren Einsatz und
ihre Treue in den
20 Jahren der Fir-
menzugehörigkeit.
Wir wünschen ihr
weiterhin das
Beste für die
Zukunft.             ❚

Ab August verstärkt Herr Henrik
Blaha unser Team als Teilzeitkraft.

Herr Blaha studiert am MCI und wird
sich neben seiner Fachhochschulen-
Ausbildung in
diversen Bereichen
unserer Kanzlei
Praxis aneignen.
Wir wünschen viel
Erfolg und alles
Gute. Das Team der
augustin+nöbau-
er+ partner          ❚

Das Team der Fidas Schladming gra-
tuliert Frau Marlene Kienler ganz

herzlich zu der mit sehr gutem Erfolg
abgelegten Bilanzbuchhalterprüfung.
Wir wünschen ihr weiterhin viel Erfolg

und alles
Gute!     ❚

N
ach einem hoffentlich erholsamen Sommer dürfen wir Ihnen in dieser Aus-
gabe des Fidas Info wieder aktuelle Informationen aus Wirtschaft, Unterneh-
men und Recht nahebringen.

In der laufenden Praxis als Steuerberater ist zu erkennen, dass im Zuge von
Betriebs- sowie Sozialversicherungsprüfungen durch die Finanzverwaltung bzw.
der Gebietskrankenkassen der Schwerpunkt auf „leicht“ zu erreichende Mehrer-
gebnisse abgezielt wird. Hier sei im speziellen die Umsatzsteuer sowie die Nova bei
innergemeinschaftlichen Lieferungen – Stichwort Buchnachweis – sowie der Zeit-
punkt der Leistungserbringungen bei Bauleistungen erwähnt. Diesbezüglich dür-
fen wir auf die Artikel in diesem Fidas Info verweisen. Offensichtlich hat sich auch
bei der Finanzverwaltung eine Art Kosten/Nutzen Optimierung bei Betriebsprüfun-
gen eingebürgert, welche – im speziellen bei der Umsatzsteuer aus Formalgründen
– sich als Spielwiese der Behörden besonders eignet! 

Aus den Medien sind die Überprüfungen von österreichischen Staatsbürgern, wel-
che mit ausländischen Kennzeichen auf Österreichs Straßen angetroffen werden,
noch gut in Erinnerung. Diesbezüglich muss aber auch jeder einzelne Fall genau
geprüft werden, ob tatsächlich eine Umsatzsteuer- und Novapflicht in Österreich
gegeben ist. Ihr Fidas Team berät Sie auch in diesen Fragen gerne. 

Die dargestellte Abwicklung von Abgabenprüfungen lässt erkennen, dass die
Staatsschuldenkrise omnipräsent ist und auch vor der Österreichischen Staats kasse
nicht halt macht.

Nichtsdestotrotz sehen wir nach fast vier Jahren Krise und diesbezüglichen Dauer-
meldungen in den Medien positiv in die Zukunft, da wir in Österreich auf eine soli-
de Wirtschaft und gute Arbeitskräfte bauen können.

Wir wünschen Ihnen weiterhin viel Erfolg und freuen uns auf eine gute
Zusammen arbeit.

Ihre Fidas Eisenstadt und Fidas Süd-Ost

immer gut beraten
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Wir gratulieren
Frau Mag.

Ulrike Ullmann
herzlichst zur
Geburt ihrer Toch-
ter Pauline. Sie
kam am 22.6. um
18.18 Uhr gesund
und munter auf
die Welt, war 49 cm groß und 2910 g
schwer. Das Team der augustin+
nöbauer+partner ❚

Wir gratulieren!

Sehr herzlich gratulieren die Liezener
Kollegen Bettina und Thomas

Forstner zu ihrer Hochzeit. Für den
gemeinsamen Lebensweg wünschen
wir  alles Liebe und alles Glück dieser
Welt. ❚

Das Welser Team gratuliert sehr herz-
lich Frau Carina Steiner (ehem.

Treitinger) zu Ihrer Hochzeit mit Herrn
Christian Steiner. Wir wünschen dem
jungen Ehepaar alles Liebe, viel Glück
und eine
wunderschö-
ne gemeinsa-
me Zeit. ❚
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Hochwasser 25.7.2012 in Graz-St. Peter  

I
n der Nacht zum 25.7.2012 kam es in Graz-St.Peter zu sehr starken Über-
schwemmungen. Die Ursache der Überflutung war neben dem starken Regenfall
auch eine Verklausung im oberen Bereich des Petersbaches. 

Teile von Graz-St.Peter standen unter Wasser, zahlreiche Keller, Garagen, Ge -
schäftsräumlichkeiten und Wohnungen wurden geflutet bzw. beschädigt. Auch
unser Bürohaus war von den Überschwemmungen betroffen. 

Wir hatten Wassereintritt in den Kellerräumlichkeiten, wo sich archivierte Klien-
tenunterlagen – hier auch Originalbelege (eine Protokollierung der entsorgten
Unterlagen war uns nicht möglich) – befanden. Der Wasserstand erreichte im Kel-
ler eine Höhe von ca. 70 cm. Auch unsere EDV- und Telefonanlage wurde Opfer des
Hochwassers und waren wir daher am 26.7. und am 27.7. für unsere Kunden nicht
erreichbar. Zum Glück konnte die EDV- sowie auch die Telefonanlage rasch wieder
hergestellt werden und gingen keine EDV-gesicherten-Daten verloren.

Unser Dank gilt unseren Mitarbeitern, welche sich am Tag nach dem Hochwasser
aktiv bei der Beseitigung der Schäden beteiligt haben und auch bei unseren Kun-
den, welche Geduld mit uns bewiesen, nachdem wir tagelang nicht erreichbar
waren. 

Die Geschäftsführung der Fidas Graz Steuerberatung GmbH 
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4. Sommerf est 2012

Schladming

Liezen

Innsbruck

Graz

Wir danken unseren Gästen
auf das Herzlichste 

für´s Kommen, die gute 
Laune und beste Stimmung!
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Pensionskassengesetz
Vorwegbesteuerung von Pensionskassenleistungen

I
m Rahmen des Sparpaketes 2012
wurde auch eine Änderung des
 Pensionskassengesetzes beschlossen,

welche mit 1. April 2012 in Kraft ge -
treten ist. Mit dieser Regelung wird den
Steuerpflichtigen für Pensionskassen-
leistungen, die aus Arbeitgeberbei -
trägen finanziert wurden, die einmali-
ge Möglichkeit geboten, eine Vorweg-
besteuerung des Pensionskassenkapi-
tals vornehmen zu lassen. Im Klartext
heißt das, dass die künftig anfallende
Einkommensteuer schon im Vorhinein
abgeführt wird. Danach erfolgt die Aus-
zahlung der Pensionskassenpension zu
75% steuerfrei.
Voraussetzung für die Vorwegbesteue-
rung ist eine schriftliche (unwiderrufli-
che) Optionserklärung an die Pensions-
kasse bis zum 31.10.2012.

Wer ist berechtigt, die Vorwegbe-
steuerung in Anspruch zu nehmen:
1. Alters- und Invaliditätspensionisten

bzw. deren Hinterbliebene, die zum
Stichtag 31.12.2011 eine Pensions-
kassenpension bezogen haben und
die in einem beitragsorientierten
Modell ohne unbeschränkte Nach-
schusspflicht des Arbeitgebers ein-
bezogen sind und der Rechnungs-
zins seit dem 1.1.2002 mindestens
3,5% beträgt.

2. Diese Regelung trifft auch auf alle
Anwartschaftsberechtigten einer
Pensionskassenpension zu, die vor
dem 1.1.1953 geboren sind. Die wei-
teren Voraussetzungen sind wie die
schon unter Punkt 1. Beschriebe-
nen.

3. Diese Regelungen gelten auch für
die „neuen“ Hinterbliebenen, die in
diese Situation nach dem
31.12.2011 gekommen sind bzw.
vor dem 31.10.2012 kommen.

Die Inanspruchnahme der Vorweg -
besteuerung ist nur in Österreich un -
beschränkt Steuerpflichtigen vorbehal-
ten, d.h. dass Pensionsempfänger, die
in Österreich nicht der Steuerpflicht

unterliegen, die Vorwegbesteuerung
nicht in Anspruch nehmen können. 

Bemessungsgrundlage 
und Höhe der „Vorwegsteuer“:
Ausgangsbasis für die Steuerbemes-
sungsgrundlage ist die zum 31.12.2011
ausgewiesene Deckungsrückstellung
bei der Pensionskasse. Darunter ist das
vorhandene Guthaben auf dem persön-
lichen Pensionskonto zu verstehen.
Diese Deckungsrückstellung ist noch
um die ausbezahlte Bruttopension des
Kalenderjahres 2012 (Jänner – Dezem-
ber) zu kürzen. 
Der Steuersatz beträgt 25%  und muss
bis zum 30.11.2012 an das Betriebsfi-
nanzamt von der Pensionskasse abge-
führt werden. Der Steuersatz verringert
sich auf 20%, wenn im Jahr 2011 die
durchschnittliche monatliche Brutto-
pension aus der Pensionskassenzusage
den Betrag von € 300,– nicht überstie-
gen hat. 

Was ändert sich nun für die 
künftige Pensionsauszahlung:
Durch die Vorwegbesteuerung ändert
sich natürlich auch die Höhe der
 Pensionszahlung ab dem Jahr 2013.
Vereinfacht dargestellt, wird die um die
Steuer verringerte Deckungsrückstel-
lung in eine Deckungsrückstellung aus
Arbeitnehmerbeiträgen umgewandelt.
In der Folge reduziert sich die Brutto-
pensionskassenpension ab dem 1. Jän-
ner 2013 um die Vorwegsteuer von 25%
bzw. 20%. Die verringerte Pension wird
jedoch nur mehr zu 25% der Tarif -
besteuerung unterzogen und die restli-
chen 75% der Pension bleiben steuer-
frei. 

Die in Frage kommenden Personen
müssen sich nun bis zum 31. Oktober
2012 zwischen den zwei Möglichkeiten
entscheiden:
1. Die Pension kann weiterhin aus dem

vollen Deckungskapital bezogen
werden, die dann zur Gänze der
Tarifbesteuerung unterliegt  

ODER
2. Sie wählen die Vorwegbesteuerung

und kürzen dadurch die Deckungs-
rückstellung um 25% bzw. 20%. Die
verminderte Pension ist dann zu
75% steuerfrei und die verbleiben-
den 25% sind der Tarifbesteuerung
unterworfen.

Wie soll sich nun der 
Pensionsempfänger entscheiden:
Darüber kann keine allgemein gültige
Aussage getroffen werden. Die beiden
Varianten müssen individuell durchge-
rechnet werden, die Vor- oder Nach -
teile hängen dabei von verschiedenen
Faktoren ab. Neben den Pensions -
bezügen ASVG und Pensionskasse ist
auch ein eventuelles Zusatzeinkommen
(z.B. Mieteinkünfte) bei der Berech-
nung zu berücksichtigen. 

Wenn man z.B. eine ASVG-Pension 
in Höhe von monatlich € 2.200,–
und eine Pensionskassenpension von 
€ 400,– für einen Vergleich heranzieht,
beträgt der Vorteil zugunsten der
 Vorwegbesteuerung 9,33% der Netto-
pensionskassenpension und es wird
eine  Steigerung der Gesamtnettopen -
sion von 1,18% erreicht.

Für die Entscheidungsfindung kann
grundsätzlich gesagt werden, dass sich
bei niedrigeren Pensionen die Vorweg-
besteuerung auch negativ auswirken
kann. Im Fall einer sehr hohen Pen-
sionskassenpension und einer Grenz-
steuerbelastung von 50% erhöht sich
der Vorteil aus der Vorwegbesteuerung. 

Bei allen Berechnungen, die zum jetzi-
gen Zeitpunkt vorgenommen werden,
können jedoch zukünftige Pensions-
schwankungen und steuerliche Verän-
derungen keine Berücksichtigung fin-
den. ❚
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E
ine steuerfreie innergemeinschaft-
liche Lieferung liegt vor, wenn

❚ der Unternehmer oder der Abnehmer
den Gegenstand der Lieferung in das
übrige Gemeinschaftsgebiet beför-
dert oder versendet (=Warenbewe-
gung!),

❚ der Abnehmer ein Unternehmer ist
und er den Gegenstand der Lieferung
für sein Unternehmen verwendet
(=Prüfung der Kunden UID!) und 

❚ der Erwerb des Gegenstands beim
Abnehmer in einem anderen Mit-
gliedstaat steuerbar ist (Art. 7 Abs 1
UStG).

Diese Voraussetzungen müssen vom
Unternehmer buchmäßig nachgewiesen
werden, man spricht vom sogenannten
Buchnachweis. Der Buchnachweis ist
somit eine verbindliche Dokumentation
von Geschäftsvorfällen in buchhalteri-
scher Form. Er gibt der Finanzverwal-
tung die Möglichkeit, an Hand der Auf-
zeichnungen die Voraussetzungen des
Befreiungstatbestandes jederzeit mit
angemessenem Aufwand überprüfen zu
können. Die entsprechenden Aufzeich-
nungen sind gem. § 18 (8) UStG im
Inland zu führen und aufzubewahren.
Kann der notwendige Buchnachweis
nicht erbracht werden, oder ist dieser
mangelhaft, so kann die innergemein-
schaftliche Lieferung grundsätzlich
nicht steuerfrei behandelt werden.  

Die Art des Buchnachweises sowie des
Nachweises der Beförderung und Ver-
sendung ergibt sich unmittelbar aus
der Verordnung des BMF, BGBl
1996/401.

Der Buchnachweis erfolgt durch die der
Lieferung zeitnahen und leicht nach-
prüfbaren Aufzeichnung 
❚ des Namens, der Anschrift und der

UID-Nummer des Abnehmers
❚ des Namens und der Anschrift des

Beauftragten in Abholfällen

❚ der handelsübliche Bezeichnung und
der Menge des Liefergegenstandes

❚ des Tages der Lieferung
❚ des vereinbarten Entgeltes (bei

Besteuerung nach vereinnahmten
Entgelten das vereinnahmte Entgelt
und der Tag der Vereinnahmung)

❚ der Art und des Umfanges der Be-
bzw. Verarbeitung vor der Beförde-
rung oder Versendung

❚ der Beförderung oder Versendung ins
übrige Gemeinschaftsgebiet 

❚ des Bestimmungsortes im übrigen
Gemeinschaftsgebiet

Beförderungsnachweise
❚ Durchschrift oder Abschrift der

Rechnung
❚ Handelsüblicher Beleg, aus dem sich

der Bestimmungsort ergibt (Liefer-
schein)

❚ Empfangsbestätigung des Abnehmers
oder seines Beauftragten oder in den
Fällen der Beförderung des Gegen-
standes durch den Abnehmer durch
eine schriftliche Erklärung des
Abnehmers oder seines Beauftrag-
ten, dass er den Gegenstand in das
übrige Gemeinschaftsgebiet beför-
dern wird (Ausweiskopie für den
Identitätsnachweis!). Die Empfangs-
bestätigung bzw. Ausfuhrerklärung
muss unbedingt vom Abnehmer
oder von seinem Beauftragten
unterschrieben werden.

Falls der Abnehmer einen Mitarbeiter,
einen Familienangehörigen oder einen
sonstigen unselbständigen Erfüllungs-
gehilfen zur Abholung beauftragt,
benötigt man eine Spezialvollmacht,
aus der hervorgeht, dass der Abholende
die Ware für den Auftraggeber entge-
gen nehmen darf. Ist der Abnehmer
eine Gesellschaft, benötigt man als
Buchnachweis einen Firmenbuchaus-
zug, aus dem sich ergibt, dass die
abholende Person zur Vertretung der
Gesellschaft befugt ist und zusätzlich
eine Ausweiskopie als Identitätsnach-
weis.

Versendungsnachweise
❚ Durchschrift oder Abschrift der

Rechnung
❚ Versendungsbelege wie Frachtbrief,

Postaufgabebescheinigung, Konnos-
sement und dergleichen oder aber
auch die Ausfuhrbescheinigung
durch einen Spediteur.

Bei Außenprüfungen seitens des
Finanzamts werden Verstöße gegen
Form- und Ordnungsvorschriften sehr
streng bewertet. Oftmals wird auf
Grund mangelhafter Nachweise die
ursprünglich steuerfrei behandelte
innergemeinschaftliche Lieferung steu-
erpflichtig gestellt, wodurch hohe
Umsatzsteuernachzahlungen entste-
hen. Werden die unzureichenden
Buchnachweise im Rahmen eines Beru-
fungsverfahrens nachträglich in ent-
sprechender Qualität vorgelegt, wird
der angefochtene Bescheid von der
Behörde erster Instanz regelmäßig auf-
gehoben. 

Tipp: Wir empfehlen, die Nachweise für
eine steuerfreie innergemeinschaftli-
che Lieferung unmittelbar nach Aus-
führung des Umsatzes vollständig
gemäß Verordnung 1996/401 zu
führen. So können die Nachweise bei
einer allfälligen Außenprüfung zur
Gänze zur Verfügung gestellt werden.
Ein böses Erwachen auf Grund von
Umsatzsteuernachzahlungen wegen
fehlender Nachweise ist so vermeidbar.

Rechnung
Die Rechnung über eine steuerfreie
innergemeinschaftliche Lieferung muss
neben den Rechnungsinhalten nach §
11 Abs. 1 UStG zwingend die UID-Num-
mer des Abnehmers und einen Hinweis
auf die Steuerfreiheit enthalten (z.B.
„Steuerfreie innergemeinschaftliche
Lieferung“). Für Kleinbetragsrechnun-
gen gibt es keine Vereinfachungsbe-
stimmungen. 
Mit seiner UID-Nummer weist der Kun-
de nach, dass er/sie als UnternehmerIn

Buchnachweis 
Der Buchnachweis bei innergemeinschaftlichen Lieferungen
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Gegenstände für ihr/sein Unternehmen
erwirbt und die Lieferung in ihrem/sei-
nem Mitgliedstaat der Erwerbsbesteue-
rung unterwirft. Der Nachweis der Gül-
tigkeit der UID-Nummer und somit der
Unternehmereigenschaft des Abneh-
mers hat durch die zweistufige UID-
Nummern-Bestätigungsverfahren zu
erfolgen. Dies kann via Finanzonline
gemacht werden. 

Hinweis: Bestehen Zweifel an der
unternehmerischen Verwendung eines
Gegenstandes oder kann die Unterneh-
mereigenschaft nicht nachgewiesen

werden bzw. können nicht alle not-
wendigen Buchnachweise erbracht wer-
den, sollte die Lieferung steuerpflich-
tig behandelt werden. Der Abnehmer
hat die Möglichkeit der Vorsteu-
errückerstattung.

Spezialfall KFZ-Lieferung:
Die oben angeführten Voraussetzungen
für die Steuerfreiheit von innergemein-
schaftlichen Lieferungen müssen auch
bei der Lieferung von Kraftfahrzeugen
erbracht werden. Zusätzlich ist bei 
der Lieferung von Fahrzeugen iSd § 2
NoVAG als weiterer Nachweis für die

Beförderung oder Versendung in das
übrige Gemeinschaftsgebiet die Sperre
des Fahrzeuges in der Genehmigungs-
datenbank nach § 30a KFG erforderlich. 

Der Nachweis der amtlichen Zulassung
oder Registrierung in einem anderen
Mitgliedstaat ersetzt nur bei der Liefe-
rung neuer Fahrzeuge bei Privaten den
Nachweis der Beförderung oder Versen-
dung in das übrige Gemeinschafts -
gebiet. Für KFZ Lieferungen im Unter-
nehmensbereich ist eine derartige
 Vereinfachungsregelung nicht vorgese-
hen. ❚

Energieabgabevergütung
VfGH-Musterverfahren zur Energieabgabenvergütung für Dienstleistungsbetriebe

D
ie Energieabgabevergütung wurde
den Dienstleistungsbetrieben ge -
strichen. Vor allem betroffen sind

davon Hotellerie und Gastronomie -
betriebe. Laut einer aktuellen Ent-
scheidung des UFS Innsbruck vom
18.4.2012, RV/0188-I/12 tritt der Aus-
schluss der Dienstleistungsbetriebe von
der Energieabgabenvergütung aber erst
mit 1.2.2011 ein, da § 2 EnAbgVG vor
diesem Zeitpunkt mangels Genehmi-
gung durch die Europäische Kommissi-
on noch nicht anzuwenden ist. Letzt-
malig können Dienstleistungsbetriebe
somit für den Zeitraum bis 31. Jänner
2011 eine (aliquote) Vergütung ent-
richteter Energieabgaben beantragen.

Einschränkung der 
Energie abgabenvergütung auf
 Produktionsbetriebe
Mit dem Budgetbegleitgesetz 2011
schränkte der Gesetzgeber die Antrags-
berechtigung für die Energieabgaben-
vergütung mit Wirkung ab 1. Jänner
2011 auf Produktionsbetriebe ein.
Antragsberechtigt sind demnach nur
noch „Betriebe, deren Schwerpunkt
nachweislich in der Herstellung körper-
licher Wirtschaftsgüter besteht”.
Dienstleistungsbetriebe sollen ab 2011
keine Vergütung entrichteter Energie-

abgaben mehr beantragen können. Da
es sich bei dieser Maßnahme des
Gesetzgebers um eine europarechtlich
grundsätzlich verbotene „staatliche
Beihilfe” handelt, musste die Genehmi-
gung der Europäischen Kommission
eingeholt werden.

Genehmigung der 
Europäischen Kommission
Nunmehr wurde die Genehmigung der
Europäischen Union erteilt. Beginnend
mit 1. Februar 2011 bis 31. Dezember
2013 kann die Energieabgabenver -
gütung nur noch von Produktionsbe-
trieben in Anspruch genommen werden
(Amtsblatt der Europäischen Union
vom 30.9.2011, C-288, 20f).

„Quotenmäßige” Vergütung
Dienstleistungsbetriebe können letzt-
malig für den Zeitraum bis 31. Jänner
2011 eine Energieabgabenvergütung
beantragen. Bilanziert ein Dienst -
leistungsbetrieb beispielsweise zum 31.
Dezember, ist der Berechnung der
Energieabgabenvergütung das „Rumpf-
wirtschaftsjahr” Jänner 2011 zu Grun-
de zu legen.

Für den Nettoproduktionswert sind nur
die Umsätze und Vorleistungen des ver-

kürzten Antragszeitraumes maßgeb-
lich. Für die Vergleichsrechnung sind
nur die Energieträger dieses „Rumpf-
wirtschaftsjahres” zu berücksichtigen.
Der allgemeine Selbstbehalt von 
€ 400,– ist zu aliquotieren (Energie -
abgaben-Richtlinien 2011 Rz 239).

VfGH-Musterverfahren zur 
Energieabgabenvergütung für
Dienstleistungsbetriebe
Mit einem Musterverfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof bekämpft die
Österreichische Hotelvereinigung (ÖHV)
den Ausschluss von Dienstleistungs -
betrieben von der Energieabgabenrück-
vergütung.  Dieses Musterverfahren
gegen die Abschaffung der Energie -
abgabenvergütung für Dienstleistungs-
betriebe ist derzeit beim VfGH an -
hängig ist (Zl. B 321/12-2). Mit einer
Entscheidung wird noch in diesem
Herbst gerechnet. Im Einzelfall kann es
wegen des laufenden Musterverfahrens
für einen Dienstleistungsbetrieb sinn-
voll sein, ein Rechtsmittelverfahren
gegen einen abweisenden Bescheid ein-
zuleiten, um bei Erfolg der Beschwerde
der ÖHV für sich selbst auch rück -
 wirkend die Energieabgabenrück ver -
gütung ab Februar 2011 sicher zu stel-
len. ❚
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B
isher waren elektronische Rech-
nungen nur dann zum Vorsteuer-
abzug berechtigt, wenn diese mit

einer elektronischen Signatur ausge-
stattet waren oder im Rahmen des
elektronischen Datenaustausches (EDI-
Verfahrens) übermittelt wurden.

Aufgrund von Vereinfachungen sind
elektronische Rechnungen ab dem
1.1.2013 auch ohne elektronische Sig-
natur zum Vorsteuerabzug berechtigt.
Somit sind ab diesem Zeitpunkt alle
Rechnungen, welche per E-Mail, Web-
Download oder als PDF-Textdatei über-
mittelt werden, zulässig. Dies hat auch

den Vorteil, dass UnternehmerInnen so
ihre Kosten senken können.

Wie bisher gilt jedoch auch, dass
der/die RechnungsempfängerIn mit der
Verwendung von elektronischen Rech-
nungen einverstanden sein muss.
Außerdem müssen weiterhin die Echt-
heit der Herkunft der Rechnung, die
Unversehrtheit ihres Inhalts und die
Lesbarkeit bis zum Ende der Aufbewah-
rungszeit (7 Jahre) gewährleistet sein.
Somit muss die Empfängerin und der
Empfänger sicher sein können, dass
diese Rechnung tatsächlich von der
Absenderin und vom Absender stammt

und der Inhalt der Rechnung nicht ver-
ändert wurde.

Jeder Steuerpflichtige kann jegliches
innerbetriebliche Steuerungsverfahren
heranziehen, welches einen verlässli-
chen Prüfpfad zwischen der Rechnung
und der Lieferung oder Dienstleistung
schafft.

Da die Bestimmungen der EU-Richtlinie
im österreichischen Recht noch nicht
umgesetzt wurden, bleibt noch abzu-
warten, wie genau das „innerbetriebli-
che Steuerungsverfahren“ in Österreich
definiert wird. ❚

Elektronische Rechnungen
Ab 1.1.2013

N
ach der derzeitigen Gesetzeslage
unterliegen Liegenschaftsüber-
tragungen der Grunderwerbsteu-

er in Höhe von 3,5% bzw. 2% (bei
Übertragungen im Familienverband). 

Bei entgeltlichem Erwerb erfolgt die
Berechnung der Grunderwerbsteuer
nach dem Wert der Gegenleistung, also
dem Kaufpreis.

Wenn allerdings ein Grundstück
unentgeltlich übertragen wird,  wird
nach derzeitigem Recht in der Regel
der dreifache Einheitswert (im Sonder-
fall auch der einfache Einheitswert)
für die Bemessung der Grunderwerb-
steuer herangezogen. 

Nun hat der Verfassungsgerichtshof
mit Beschluss vom 13. Juni 2012 ein
Gesetzesprüfungsverfahren zu § 6
Grunderwerbsteuergesetz (GrESt)  ein-

geleitet, da Verfassungsrichter ihre
Bedenken geäußert haben, dass die
Höhe der Bemessung für die Grunder-
werbsteuer bei unentgeltlichem Erwerb
verfassungswidrig sei. Eine generell
unterschiedliche Behandlung von ent-
geltlichen und unentgeltlichen Grund-
stückserwerben sei nicht gerechtfer-
tigt, da zwischen dem aktuellen Ver-
kehrswert und den jahrzehntelang
unveränderten Einheitswerten (auch
wenn der drei fache Einheitswert ange-
setzt wird) beträchtliche Differenzen
bestehen. 

Sollte nun der § 6 GrEStG in der der -
zeitigen Fassung aufgehoben werden,
hätte das zur Folge, dass in Zukunft
bei unentgeltlichem Erwerb von
Grundstücken der tatsächliche Ver-
kehrswert als Bemessungsgrundlage
für die Grund erwerbsteuer angesetzt
wird. Dies würde zu einer erheblichen

Verteuerung bei unentgeltlichen
Grundstücksübertragungen führen. 

Da der Verfassungsgerichtshof dem
Gesetzgeber bereits eine Reparaturfrist
bis 31. Dezember 2012 für eine Neure-
gelung bei den gerichtlichen Eintra-
gungsgebühren (Grundbuch) einge-
räumt hat und eine weitere Verteue-
rung bei der Grunderwerbsteuer zu
erwarten ist, sollten beabsichtige
Grundstücksübertragungen noch bis
31. Dezember 2012 durchgeführt
werden! ❚

Grunderwerbsteuer  
Bemessungsgrundlage
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I
n der Praxis ergeben sich, vor allem
im Bau- und Baunebengewerbe, Fra-
gen betreffend den Zeitpunkt der

Leistungserbringung. Wichtig ist diese
Fragestellung zur Beantwortung der
Frage, ob aus umsatzsteuerlicher Sicht
Anzahlungs- oder Schlussrechnungen
(über bereits erbrachte Leistungen)
auszustellen bzw. zu buchen sind
sowie, wann es bei Soll-Versteuerern
zur Entstehung der Umsatzsteuer-
schuld kommt.
Der Unterschied zwischen An-, Teil-
und Schlusszahlungen lässt sich
danach definieren, ob bereits eine Leis -
tung und wie viel der Leistung vom
Leistenden an den Leistungsempfänger
erbracht wurde.

Zeitpunkt der Leistungserbringung,
Teilleistungen

Eine Leistung gilt aus umsatzsteuerli-
cher Sicht erst in dem Zeitpunkt als
erbracht, in dem das fertige Werk an
den Kunden übergeben wird bzw. die-
ser über das Werk wirtschaftlich verfü-
gen kann.
In der Bauwirtschaft gilt eine als
Gesamtleistung geschuldete Werkliefe-
rung dann als erbracht, wenn der Auf-
traggeber die Verfügungsmacht am fer-
tigen Werk erlangt. Nur wenn das Werk
in Teilen geschuldet wird, unterliegen
bereits die erbrachten Teillieferungen
auf Grund der erbrachten Leistung der
Umsatzbesteuerung.

Um von geschuldeten Teillieferungen
ausgehen zu können, sind jedoch laut
Rz 2613 der UStRL folgende Vorausset-
zungen zu erfüllen:
❚ Die geschuldete Werklieferung ist

nach wirtschaftlicher Betrachtung
teilbar.

❚ Die Teile der Werklieferung sind
abgenommen worden.

❚ Vor der Abnahme ist vereinbart wor-

den, dass für die Teile der Werkliefe-
rung ein entsprechendes Teilentgelt
zu zahlen ist.

❚ Das Teilentgelt wird gesondert und
endgültig abgerechnet; die Teilab-
rechnung kann auch nur nach der
Abnahme erfolgen.

Als Zeitpunkt der Teillieferung gilt der
Zeitpunkt der Abnahme.

In den weiteren Randziffern der UStRL
(ab Rz 2614) sind zahlreiche Beispiele
enthalten.

Anzahlungsrechnung

Anzahlungen sind Vorleistungen des
Leistungsempfängers an den Leisten-
den zur Erbringung einer zukünftigen
Leistung. Dieser Zahlung steht somit
noch keine erbrachte, sondern eine
zukünftige Leistung gegenüber.
Obwohl noch keine umsatzsteuerliche
Leistung gem. § 1 Abs. 1 UStG erbracht
wurde, fallen die Anzahlungen unter
die Umsatzsteuerpflicht des § 19 Abs. 2
Z 1 lit. a UStG. Hier muss jedoch beach-
tet werden, dass nur die tatsächlich
vereinnahmten Entgelte der Umsatz-
steuer unterliegen. Gleichzeitig kann
der Leistungsempfänger die Vorsteuer
für die tatsächlich geleistete Anzah-
lung geltend machen. Die Ausstellung
einer Anzahlungsrechnung ist nicht
Voraussetzung für das Entstehen der
Umsatzsteuerschuld beim Leistenden,
jedoch für die Inanspruchnahme des
Vorsteuerabzugs beim Leistungsemp-
fänger. 

Die Pflicht zur Ausstellung einer
Anzahlungsrechnung besteht gem. 
§ 11 Abs. 1 UStG, wie bei jeder anderen
Rechnung. Bei den Rechnungsmerkma-
len ist jedoch darauf zu achten, dass
die Bezeichnung „Anzahlungsrech-
nung“ eindeutig hinweist, dass es sich
um eine solche handelt. Geht aus der

Rechnung nicht hervor, dass es sich um
eine Anzahlungsrechnung handelt,
wird die Umsatzsteuer in voller Höhe
aufgrund des Ausweises in der Rech-
nung gem. § 11 Abs. 12 UStG geschul-
det. Für den Zeitraum der Leistung ist
der zukünftig geplante Leistungszeit-
raum anzugeben oder ein Hinweis dar-
auf, dass noch kein Leistungszeitraum
vereinbart wurde.

Teilzahlungen – Teilrechnungen

Als Teilzahlung bezeichnet man Zah-
lungen des Leistungsempfängers für
bereits erbrachte Leistungen. Meist
werden fertig gestellte Teilabschnitte
von größeren Projekten, z.B. die Fer-
tigstellung eines Stockwerks beim
Hausbau mit Teilrechnungen vom Leis -
tenden abgerechnet. Eine Teilrechnung
ist umsatzsteuerlich wie jede andere
Rechnung zu behandeln. Als zusätzli-
ches Rechnungsmerkmal muss die Teil-
rechnung als solche gekennzeichnet
sein.

Schlussrechnungen

Mit Fertigstellung und Abnahme der
gesamten Leistung ist eine Schluss -
rechnung auszustellen.
Umsatzsteuerlich wird die Schlussrech-
nung wie die Teilrechnung behandelt.
In der Schlussrechnung müssen alle
tatsächlich geleisteten Teilzahlungen
und alle bereits gestellten Teilrechnun-
gen mit dem darauf entfallenden USt-
Betrag offen abgezogen werden, um
eine Doppelzahlung der Umsatzsteuer
bzw. einen überhöhten Vorsteuerabzug
zu vermeiden!

Werden in der Schlussrechnung die
vereinnahmten Teilentgelte und die
bereits gestellten Teilrechnungen mit
den darauf entfallenden Steuerbeträ-

Bauleistungen
Zeitpunkt der Leistungserbringung, Anzahlungs-, Teil- und Schlussrechnungen mit spezieller
Berücksichtigung der Bauwirtschaft
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gen nicht abgesetzt, so schuldet der
Unternehmer die doppelt ausgewiesene
Umsatzsteuer laut Rechnungslegung.
Die Ausstellung der Schlussrechnung
kann entfallen, wenn das gesamte
 Entgelt und der hierauf entfallende
Steuerbetrag durch die bereits aus-
gehändigten Teilrechnungen oder Teil-
zahlungsrechnungen abgedeckt sind
oder hinsichtlich des noch offenen
Restbetrages eine „Restrechnung“
erteilt wird.

Zusammenfassung: 
In der Praxis gibt es verschiedene Mög-
lichkeiten der Berücksichtigung  von
An zahlungs-, Teil- und Schlussrech-
nungen. Wichtig ist, dass die Rechnun-
gen begrifflich richtig eingeordnet wer-
den und die umsatzsteuerliche Behand-
lung korrekt erfolgt. Damit es in der
Praxis – vor allem bei Betriebsprüfun-
gen – nicht zu einem  bösen Erwachen
kommt, ist es ratsam die ausgestellten
Rechnungen und deren umsatzsteuerli-
che Behandlung regelmäßig zu über-
prüfen. Wir helfen Ihnen dabei selbst-
verständlich gerne!

Reverse Charge bei Bauleistungen 

Bei der Abgrenzung Bauleistung oder
Nichtbauleistung kommt es in der Pra-
xis immer wieder zu Problemen. Der
Begriff Bauleistungen umfasst laut
Umsatzsteuerrichtlinien sämtliche
Leis tungen, die mit der Herstellung,
der Instandhaltung oder Instandset-
zung sowie der Beseitigung von Bau-
werken im Zusammenhang stehen,
wobei der Begriff des Bauwerks weit
auszulegen ist und nicht nur Gebäude
umfasst. Keine Bauleistungen hingegen
sind ausschließlich planerische Leis -
tungen von Statikern, Architekten,
Innenarchitekten etc. oder auch reine
Materiallieferungen.  
Die Überlassung von Arbeitskräften
hingegen kann als Bauleistung einge-
stuft werden, wenn die überlassenen
Arbeitskräfte für den Entleiher Bauleis -
tungen erbringen. Bei unterschiedli-
chen Leistungen in einer Rechnung,
die teilweise Bauleistungen sind und
teilweise nicht als Bauleistung einzu-
stufen sind, können die Leistungen
nicht einheitlich als Bauleistung klassi-
fiziert werden!

Das Reverse Charge Verfahren (Über-
gang der Steuerschuld auf den Leis -
tungsempfänger) bei Bauleistungen ist
im § 19 Abs. 1a UStG 1994 geregelt und
kommt grundsätzlich zur Anwendung
wenn eine Bauleistung an einen Unter-
nehmer erbracht wird und 
❚ dieser entweder seinerseits mit der

Erbringung dieser Leistung beauf-
tragt wurde oder

❚ dieser selbst üblicherweise Bauleis -
tungen erbringt. 

Im ersten Punkt,  der sogenannten
Subunternehmerregelung,  hat der
Generalunternehmer die Pflicht dem
Subunternehmer mitzuteilen, dass er
seinerseits mit der Leistungserbringung
beauftragt wurde. Kommt er dieser
Verpflichtung nicht nach, bleibt es
trotzdem beim Reverse Charge Verfah-
ren  und der Subunternehmer schuldet
die ausgewiesene Umsatzsteuer kraft
Rechnungslegung, jedoch darf  der
Generalunternehmer den in der Rech-
nung ausgewiesenen Steuerbetrag
nicht als Vorsteuer  zurückfordern.

Im zweiten Punkt erbringt der  Leis -
tungsempfänger üblicherweise Bauleis -
tungen, eine Mitteilungsverpflichtung
gibt es jedoch nicht. Wie ist feststell-
bar, dass der Kunde Bauleister ist?

In den Umsatzsteuerrichtlinien im
Anhang 4 gibt es eine beispielhafte
(nicht vollständige) Aufzählung der
Tätigkeiten, die typischerweise als
Bauleistungen angesehen werden.
Damit der Unternehmer als Bauleister
gilt, muss er mehr als 50% seiner
Umsätze mit diesen Tätigkeiten erwirt-
schaften.  Dabei wird vom Durch-
schnittsumsatz der drei vergangenen
Jahre ausgegangen. Sollte diese Ermitt-
lung nicht möglich sein (z.B. Neueröff-
nung), kann der Unternehmer eine
Vorausbetrachtung erstellen. Wird die-
se dem Finanzamt bekanntgegeben,
bleibt es bei dieser Beurteilung, auch
wenn sich diese im Nachhinein als
unrichtig erweist.

Konsequenzen  
fehlerhafter Abrechnungen:
Der Leistungsempfänger ist Bauleister
– abgerechnet wird irrtümlich mit
Umsatzsteuerausweis:

Der Leistungserbringer schuldet die
Umsatzsteuer kraft Rechnungslegung
und der Kunde  hat keinen Vorsteuer-
abzug, da für ihn erkennbar sein
 müsste, dass der Umsatzsteuer-Ausweis
nicht korrekt ist.

Der Leistungsempfänger ist kein Bau-
leister – abgerechnet wird irrtümlich
mit Reverse Charge:
Der Leistungserbringer schuldet die
Umsatzsteuer und der Kunde hat
jedoch keinen Vorsteuerabzug, da kei-
ne Umsatzsteuer ausgewiesen ist.

Da eine falsche Fakturierung zu erheb-
lichen steuerlichen Nachteilen führen
kann, ist eine Abklärung daher sowohl
für den Leistungsempfänger als auch
für den Erbringer der Leistung unbe-
dingt  zu empfehlen! ❚

Wissenswertes
Erinnerung: 
Fristen für die Vorsteuererstattung

Erstattung 
in den 
EU-
Mitgliedstaaten

Österreichische UnternehmerInnen,
die für das Jahr 2011 Vorsteuern

aus einem anderen EU-Mitgliedstaat
zurückfordern möchten, müssen bis
spätestens 30. September 2012 den
Antrag auf Rückerstattung via Finanz
Online einreichen. Da Fehler bei der
Übermittlung des Antrages oft erst
nach zwei bis drei Wochen gemeldet
werden, empfehlen wir den Antrag
rechtzeitig zu stellen. Eine fristge-
rechte Einreichung des Antrages
könnte sonst gefährdet sein. Gerne
übernehmen wir diese Aufgabe für
Sie! ❚
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D
er Verfassungsgerichtshof hat mit
der Entscheidung vom 14. März
2012 Teile aus der Gaststätten-

pauschalierungs-Verordnung als
gesetzwidrig aufgehoben. 

Auf der Homepage des Verfassungsge-
richtshofes (www.vfgh.gv.at) unter
V113/11 ist u. a. zu lesen:
„Der Verfassungsgerichtshof hat eine
Verordnung als gesetzwidrig aufgeho-
ben, mit der die steuerliche Pauschalie-
rung bei Gaststätten ermöglicht wird.
Vereinfacht gesagt, hat sich gezeigt,
dass durch die Regelung ein Gewinnbe-

trag ermittelt wird, der in einer großen
Anzahl von Fällen nicht mehr den
tatsächlichen wirtschaftlichen Verhält-
nissen entspricht.“
Die Aufhebung tritt mit 31. Dezember
2012 in Kraft. Bis Jahresende hat der
VfGH der  Bundesregierung jedoch die
Möglichkeit einer „Reparaturfrist“ ein-
geräumt. Gibt es bis zum 31. Dezember
keine Lösung, ist die Gaststätten-Pau-
schalierung ab dem Jahr 2013 nicht
mehr anwendbar.
Soweit die erste Meldung!
In einer Entscheidung vom 9. Juli 2012
führt der UFS (Unabhängiger Finanzse-

nat)  aus, dass  die Anwendung der
Gaststättenpauschalierungs- Verord-
nung zu gravierenden steuerlichen
Vorteilen führt. Daher liegt eine
unzulässige Beihilfe gemäß Unions-
recht vor (Vorrang des Unionsrechts
vor dem innerstaatlichen Recht!). Zum
jetzigen Zeitpunkt ist noch nicht abzu-
sehen, wie das Finanzministerium auf
diese Judikatur des UFS reagieren wird.  

Der ursprüngliche Inhalt der Pauscha-
lierungs- Verordnung bleibt also bis zu
einer Abänderung oder Aufhebung vor-
läufig noch in Kraft. ❚

Gaststättenpauschalierung  
Verordnung

A
nfragen zur Überprüfung einer
UID müssen vorrangig elektro-
nisch erfolgen. Grundsätzlich ist

jede/r UnternehmerIn verpflichtet die
UID-Abfrage  über FinanzOnline durch-
zuführen (Art. 28 Abs. 2 UStG). Die UID
Abfrage ist Voraussetzung für eine
steuerfreie innergemeinschaftliche Lie-
ferung. Auch Massenabfragen von UID-
Nummern sind seit 1.7.2011 mit einem

Webservice über FinanzOnline möglich.
Darüber hinaus besteht auch die Mög-
lichkeit einer elektronischen Selbstab-
frage über den EU-Server. Nur soweit
der Unternehmerin und dem Unterneh-
mer die elektronische Abfrage mangels
technischer Voraussetzungen (z.B. kein
Internetzugang) unzumutbar ist, kön-
nen Bestätigungsanfragen ab 1.8.2012
an das für das jeweilige Unternehmen

zuständige Finanzamt gerichtet wer-
den. Die bis 31.7.2012 bestehende
Möglichkeit zur Abfrage über das UID-
Büro des Bundes entfällt. Beide elek-
tronischen Abfragemöglichkeiten
(FinanzOnline und EU-Server) stehen
auch zur Bestätigung der österreichi-
schen UID einer österreichischen
Unternehmerin und eines österreichi-
schen Unternehmers zur Verfügung. ❚

UID Abfragen
Änderung bei UID Abfragen ab August 2012

GPLA-Einbindung 
GPLA-Einbindung der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft

N
ach dem Beschluss der Trägerkon-
ferenz im Hauptverband der
österreichischen Sozialversiche-

rungsträger vom 5. 6. 2012 soll zukünf-
tig auch die Sozialversicherungsanstalt
der gewerblichen Wirtschaft in das Ver-

fahren zur gemeinsamen Prüfung der
lohnabhängigen Abgaben (GPLA) einbe-
zogen werden, wenn ein vermeintliches
Versicherungsverhältnis nach dem GSVG
in ein Pflichtversicherungsverhältnis
nach dem ASVG umgestellt werden soll. 

Kurz zum Hintergrund: 
Anlässlich von GPLA-Prüfungen wird
bei GSVG- oder BSVG-Versicherten
immer wieder festgestellt, dass auf
Grund der ausgeübten Tätigkeit,
eigentlich ein Pflichtversicherungs -
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verhältnis nach dem ASVG besteht. Die
Sozialversicherungsanstalt der gewerb-
lichen Wirtschaft bzw. die Sozialversi-
cherungsanstalt der Bauern haben,
obwohl ihnen durch diese Feststellung
scheinbar Versicherte verloren gehen,
keine Parteistellung im Verfahren. 

Die Sozialpartner haben zur Klärung
von Abgrenzungsfällen einen einver-
nehmlichen Lösungsvorschlag erarbei-

tet. In Fällen, die eine (mögliche)
Umstellung eines vermeintlichen Versi-
cherungsverhältnisses nach dem GSVG
bzw. BSVG in ein Pflichtversicherungs-
verhältnis nach dem ASVG bei einer
GPLA zum Gegenstand haben, sollen
SVA- bzw. SVB-Vertreterinnen zur
Schlussbesprechung – die Zustimmung
der DienstgeberInnen vorausgesetzt –
nachweislich eingeladen und angehört
werden. 

SVA- bzw. SVB-VertreterInnen wird die
Möglichkeit gegeben, Empfehlungen
auszusprechen. Ziel ist es bereits vor
der Entscheidungsfällung eine (allen-
falls einvernehmliche) Entscheidungs-
findung zu ermöglichen. 

Diese Verfahrensregelung soll ab 1.9.
2012 gelten und Ende 2013 evaluiert
werden. ❚

Arbeitskräfteüberlassung
Heutzutage setzen viele Unternehmer Personal über Leiharbeitsfirmen (Arbeitskräfteüberlasser) ein

D
efiniert ist der Begriff „Arbeits-
kräfteüberlassung“ in § 3 AÜG
wie folgt:

1) Überlassung von Arbeitskräften ist
die Zurverfügungstellung von
Arbeitskräften zur Arbeitsleistung
an Dritte.

2) Überlasser ist, wer Arbeitskräfte zur
Arbeitsleistung an Dritte vertrag-
lich verpflichtet.

3) Beschäftiger ist, wer Arbeitskräfte
eines Überlassers zur Arbeitsleis -
tung für betriebseigene Aufgaben
einsetzt.

4) Arbeitskräfte sind Arbeitnehmer
und arbeitnehmerähnliche Perso-
nen.

Ob eine Überlassung von Arbeitskräften
vorliegt, ist von der äußeren Erschei-
nungsform und dem wahren wirt-
schaftlichen Grund abhängig.

Arbeitgeber ist der Überlasser, welcher
für die sozialversicherungsrechtlichen
Meldepflichten der Arbeitnehmer ver-
antwortlich ist. Bei grenzüberschrei-
tender Arbeitskräfteüberlassung sollte
immer reichtzeitig das Formular A1
(Formular für den Versicherungsnach-
weis) am Einsatzort der Arbeitskraft
bereitliegen, ansonsten droht bei einer
Überprüfung eine Verwaltungsstrafe.
Dieses Formular gilt ab 1.4.2012 auch
für Entsendungen in die Schweiz und
ab 1.6.2012 für Entsendungen nach
Island, Liechtenstein und Norwegen. 

Für die Verantwortung im Arbeitneh-
merschutz ist der Beschäftiger zustän-
dig. Bei Arbeitsunfällen oder Berufs-
krankheiten ist der Beschäftiger zur
Meldung verpflichtet.

Überlassene Arbeitskräfte können
sowohl als Arbeiter als auch als Ange-
stellte tätig sein. Für beide Gruppen
gilt jedoch das Arbeitskräfteüberlas-
sungsgesetz sowie alle anderen für
Arbeitnehmer zur Anwendung kom-
mende Gesetze, wie z.B. Urlaubsgesetz,
Arbeitszeitgesetz, Arbeitsruhegesetz,
etc.

Für Arbeiter, die in einem „Leihverhält-
nis“ beschäftigt sind, gilt der Kollektiv -
vertrag für Arbeitskräfteüberlasser, für
Angestellte der Kollektivvertrag, für
Angestellte im Handwerk und Gewerbe,
jedoch muss bei der Entlohnung auch
auf den Kollektivvertrag des Beschäfti-
gungsbetriebes Rücksicht genommen
werden und darf nicht unter der Höhe
des Kollektivvertrages des Beschäfti-
gers liegen.

Der Dienstzettel muss zusätzlich zu den
bestehenden gesetzlichen Punkten fol-
gende Punkte enthalten:
❚ den Grund für eine allfällige Befris -

tung 
❚ die Bundesländer oder die Staaten, in

denen die Arbeitskraft beschäftigt ist
Während „Stehzeiten“, d.h. wenn ein/e
ArbeitnehmerIn nicht eingesetzt wer-

den kann, muss der Arbeitgeber das
Entgelt in voller Höhe weiter zahlen.
Die Höhe des Entgelts (Lohn oder
Gehalt) richtet sich nach dem
Kollektiv vertrag des Überlassers und
darf nicht unter dem anzuwendenden
Kollektivvertrag liegen. 

Betreffend der Arbeitszeit muss das
Ausmaß der vereinbarten Arbeitszeit
mit der tatsächlich geleisteten Arbeits-
zeit übereinstimmen. Ebenso kann Teil-
zeitbeschäftigung vereinbart werden.

Für die Auszahlung des Entgelts ist der
Überlasser zuständig, jedoch ist für die
Auszahlung des Entgelts und die
Abfuhr der Sozialversicherungsbeiträge
eine Mithaftung des Beschäftigers vor-
gesehen. 

Folgende Vereinbarungen zwischen
Überlasser und Arbeitnehmer sind ver-
boten:
1) Einschränkung des Entgeltanspru-

ches auf die Verwendungsdauer
beim Beschäftiger

2) Festlegung der Arbeitszeit unter
dem zu erwartenden Ausmaß

3) Anordnungsrecht des Arbeitgebers
für regelmäßige Mehrarbeit bei Teil-
zeitarbeit

4) Befristung des Arbeitsvertrages
ohne sachliche Rechtfertigung

5) Verkürzung der Verfalls- und Ver-
jährungsfristen 

6) Konkurrenzklauseln ❚
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A
m 1.5.2011 öffnete sich der
Arbeitsmarkt für die neuen EU-
Länder. Für Betriebe und Mitar-

beiterInnen aus diesen EU-Staaten gel-
ten die Dienstleistungsfreiheit und die
Arbeitnehmerfreizügigkeit.
Eine Entsendung liegt vor, wenn
der/die ArbeitgeberIn ohne Betriebs-
sitz in Österreich vorübergehend Mitar-
beiterInnen nach Österreich schickt,
damit diese einen Auftrag bzw. eine
vertragliche Verpflichtung (z.B. Werk-
vertrag, Dienstleistungsauftrag, Liefe-
rung etc.) abwickeln.
Bei der Entsendung einer Dienstneh-
merin und eines Dienstnehmers nach
Österreich ist einerseits zu unterschei-
den, ob der/die ArbeitgeberIn  einen/
ihren  Betriebssitz 
❚ in einem EU/EWR Staat oder
❚ in Rumänien bzw. Bulgarien oder
❚ in einem Drittstaat hat,
und anderseits, ob die entsandten Mit-
arbeiter
❚ ein EU/EWR Staatsangehöriger oder
❚ ein Rumäne oder Bulgare oder
❚ ein Drittstaatsangehöriger sind.

Aufgrund spezieller Abkommen gelten
für entsandte Arbeitnehmerinnen/ent-
sandte Arbeitnehmer aus der Schweiz
nach Österreich die gleichen Bedingun-
gen wie für die Arbeitskräfte aus den
EU und EWR – Staaten.

Bewilligungsfreie oder
 bewilligungspflichtige Entsendung

Je nach vorliegendem Sachverhalt ist
eine Entsendung bewilligungsfrei oder
bewilligungspflichtig.
Ist die Entsendung bewilligungsfrei?
❚ JA → Es reicht die Entsendemeldung

(Formular: ZKO 3)
❚ NEIN → Entsendebewilligung,

Beschäftigungsbewilligung, EU-Ent-
sendebestätigung

Das Antragformular finden Sie auf der
Homepage des BMF; Formularkennzahl:
ZKO 3

Entsendebewilligung

Die Entsendebewilligung ist von der
österreichischen Auftraggeberin/ vom
österreichischen Auftraggeber in der
regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice (AMS), in deren Sprengel
die Beschäftigung erfolgen soll, zu
beantragen.

Die Entsendebewilligung (und keine
Beschäftigungsbewilligung) ist einzu-
holen, wenn
❚ ein Bulgare, ein Rumäne oder ein

Drittstaatsangehöriger nach Öster-
reich entsandt wird,

❚ die Entsendung durch ein Unterneh-
men mit Betriebssitz in Bulgarien
oder Rumänien in einem geschützten
Wirtschaftsbereich oder durch ein
Unternehmen mit Betriebssitz in
einem Drittstaat erfolgt,

❚ die der Entsendung zugrunde liegen-
den Arbeiten maximal 6 Monate
dauern und

❚ der betroffene Arbeitnehmer (=Bul-
gare, Rumäne, oder Drittstaatsan-
gehörige) für maximal 4 Monate
nach Österreich entsandt wird.

Zu den geschützten Wirtschaftsberei-
chen zählen: 
❚ gärtnerische Dienstleistungen
❚ Be- und Verarbeitung von Naturstei-

nen
❚ Wach- und Schutzdienste
❚ Reinigungsdienste
❚ Hauskrankenpflege
❚ soziale Dienste
❚ Baugewerbe einschließlich verwand-

ter Wirtschaftszweige
❚ Herstellung von Stahl- und Leicht-

metallkonstruktionen

Im Bau- und Baunebengewerbe gelten
besondere Regelungen.
Die Voraussetzungen zur Erteilung
einer Entsendebewilligung sind:
❚ Die österreichische Lohn- und

Arbeitsbedingungen dürfen nicht
gefährdet werden.

❚ Das Bruttoentgelt muss den für
österreichische Arbeitnehmer gel-
tenden Mindestsätzen der Kollektiv -
verträge bzw. Mindestlohntarife ent-
sprechen.

❚ Es darf für die Beschäftigung keine
Ersatzkraft am heimischen Arbeits-
markt zur Verfügung stehen.

Beschäftigungsbewilligung

Eine Beschäftigungsbewilligung ist
erforderlich, wenn
❚ ein Bulgare, ein Rumäne oder ein

Drittstaatsangehöriger nach Öster-
reich entsandt wird,

❚ die Entsendung durch ein Unterneh-
men mit Betriebssitz in Bulgarien
oder Rumänien in einem geschützten
Wirtschaftsbereich oder durch ein
Unternehmen mit Betriebssitz in
einem Drittstaat erfolgt,

❚ die der Entsendung zugrunde liegen-
den Arbeiten länger als 6 Monate
dauern oder der betroffene Bulgare,
Rumäne, oder Drittstaatsangehörige
für länger als 4 Monate nach Öster-
reich entsandt wird.

Der Unterschied zur Entsendebewilli-
gung liegt somit im zeitlichen Entsen-
deausmaß. Die Voraussetzungen zur
Erteilung einer Beschäftigungsbewilli-
gung sind ident mit jenen für die Ent-
sendebewilligung.

EU-Entsendebestätigung

Eine EU-Entsendebestätigung ist erfor-
derlich, wenn
❚ ein Bulgare, ein Rumäne oder ein

Drittstaatsangehöriger nach Öster-
reich entsandt wird,

❚ die Entsendung durch ein Unterneh-
men mit Betriebssitz in einem EU
bzw. EWR Staat (mit Ausnahme von
Bulgarien und Rumänien) oder durch
ein Unternehmen mit Betriebssitz in
Bulgarien oder Rumänien in einem
liberalisierten (keinem geschützten)
Wirtschaftsbereich erfolgt.

Die EU-Entsendebestätigung bestätigt
lediglich, dass eine gesetzeskonforme
Entsendung vorliegt. Es handelt sich
dabei um eine Anzeigebestätigung, bei
der es zu keiner Arbeitsmarktprüfung
kommt. Dies ist auch der gravierende
Unterschied zur Entsendebewilligung

Entsendungen 
Entsendungen ab 1. Mai 2011 nach Österreich
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bzw. zur Beschäftigungsbewilligung.
Die beiden Bewilligungen werden nur
dann erteilt, wenn durch die zu bewilli-
gende Entsendung der österreichische
Arbeitsmarkt nicht gefährdet bzw.
beeinträchtigt wird.

Verfahrensablauf

1) Der ausländische Arbeitgeber hat die
Anzeige der Entsendung spätestens
1 Woche vor der geplanten Arbeits-
aufnahme bei der Zentralen Koordi-
nationsstelle für die Kontrolle der

illegalen Arbeitnehmerbeschäfti-
gung beim BMF vorzunehmen (For-
mular: ZKO 3).

2) Die Zentrale Koordinationsstelle für
die Kontrolle der illegalen Arbeit-
nehmerbeschäftigung hat die bei ihr
eingelangte Meldung unverzüglich
an das AMS weiterzuleiten.

3) Die Ausstellung der EU-Entsendebe-
stätigung hingegen erfolgt durch
die regionale Geschäftsstelle des
AMS, in deren Sprengel die Beschäf-
tigung erfolgen soll. Das AMS hat
die Entsendungsanzeige binnen 2
Wochen zu bestätigen.

Voraussetzungen zur Ausstellung einer
EU-Entsendebestätigung sind:
❚ Die entsandte Arbeitskraft muss ord-

nungsgemäß zu einer Beschäftigung
im Sitzstaat über die Dauer der Ent-
sendung hinaus zugelassen sein.

❚ Die österreichische Lohn- und
Arbeitsbedingungen sowie die sozial-
versicherungsrechtlichen Bestim-
mungen werden für die Dauer der
Entsendung eingehalten.

❚ Die Beschäftigung der entsandten
Arbeitskraft erfolgt beim entsenden-
den Unternehmen über die Dauer der
Entsendung hinaus. ❚

Sitzstaat 
des 

Arbeitgebers

Staatsangehörigkeit 
des 

Arbeitnehmers

geschützter 
Wirtschaftsbereich

EU-
Entsendebestätigung

erforderlich?

Entsendebewilligung 
erforderlich?

Beschäftigungs -
bewilligung 
erforderlich?

EU/EWR 
ausgenommen 

Rumänien 
und 

Bulgarien

EU/EWR
ausgenommen 

Rumäne bzw. Bulgare

uneingeschränkte
Dienstleistungsfreiheit

Meldung:
JA

Bestätigung:
NEIN

NEIN NEIN

Rumäne bzw. 
Bulgare bzw. 

Drittstaatsangehöriger

uneingeschränkte
Dienstleistungsfreiheit JA NEIN NEIN

Rumänien 
bzw. 

Bulgarien

EU/EWR 
ausgenommen 

Rumäne bzw. Bulgare

Meldung: 
JA

Bestätigung: 
NEIN

NEIN NEIN

Rumäne bzw. 
Bulgare bzw. 

Drittstaatsangehöriger

NEIN 
(liberalisierte 

Branche)
JA NEIN NEIN

Rumäne bzw. Bulgare
bzw. Drittstaats -

angehöriger (Entsendung
bis maximal 4 Monate)

JA 
(Einschränkungen 
bleiben aufrecht)

JA JA NEIN

Rumäne bzw. Bulgare
bzw. Drittstaats -

angehöriger (Entsendung
über 4 Monate)

JA 
(Einschränkungen 
bleiben aufrecht)

JA NEIN JA

Drittstaat

EU/EWR ausgenommen 
Rumäne bzw. Bulgare NEIN NEIN NEIN

Rumäne bzw. Bulgare
bzw. Drittstaats -

angehöriger (Entsendung
bis maximal 4 Monate)

JA
(Einschränkungen 
bleiben aufrecht)

NEIN JA NEIN

Rumäne bzw. Bulgare
bzw. Drittstaats -

angehöriger (Entsendung
über 4 Monate)

JA
(Einschränkungen 
bleiben aufrecht)

NEIN NEIN JA

Überblick über die erforderlichen Bestätigungen/Bewilligungen
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Abfertigung NEU 
Vollübertritt auf Abfertigung NEU nur noch bis 31.12.2012 möglich

F
ür Arbeitsverhältnisse die ab dem
1.1.2003 entstanden sind, gilt das
Abfertigungssystem Neu. Aufgrund

des arbeitsrechtlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatzes haben Arbeitnehme-
rInnen, die sich im Abfertigungssystem
Alt befinden, noch bis 31.12.2012 die
Möglichkeit eines Vollübertritts in das
neue Modell. Dabei wird das gesamte,
bisher erworbene Abfertigungs-gutha-
ben des/der DienstnehmersIn in eine
Betriebliche Vorsorgekasse übertragen.
Ab dem Übertragungsstichtag unterlie-
gen die alten Abfertigungsansprüche
dann dem neuen Abfertigungsmodell
und der/die ArbeitgeberIn leistet ab
diesem Zeitpunkt die monatlichen
Beiträge (in Höhe von 1,53% des sozi-
alversicherungspflichtigen Entgelts) an
die Betriebliche Vorsorgekasse. 

Für den Übertritt muss rechtliches Ein-
vernehmen zwischen ArbeitnehmerIn
und ArbeitgeberIn bestehen und die
Vereinbarung muss außerdem schrift-
lich festgehalten werden. Sie muss,
unter anderem, die Höhe des Übertra-
gungsbetrages beinhalten. Diese kann
zwischen dem Arbeitgeber und dem
einzelnen Arbeitnehmer frei vereinbart
werden; sie muss nicht dem fiktiven
gesetzlichen bzw. kollektivvertragli-
chen, bis zum Übertrittsstichtag ent-
standenen, Abfertigungsanspruch ent-
sprechen.
Damit die Vereinbarung aber hält und
nicht wegen betraglicher Unverhältnis-
mäßigkeit als sittenwidrig bekämpft
werden kann, sollte der vereinbarte
Betrag nicht unter der Hälfte (bzw. bei
älteren DienstnehmernInnen nicht
unter 60%) des fiktiven Abfertigungs-
anwartschaftsbetrages liegen. Die
unverhältnismäßige Schlechterstellung
des Arbeitnehmers kann zur Unwirk-
samkeit der Vereinbarung (und der
Übertrittsvereinbarung als solcher)
führen und der Arbeitnehmer könnte
sich dann beim Ausscheiden aus dem
Betrieb auf die Abfertigung Alt beru-
fen. Dies gilt selbst dann, wenn der/die

ArbeitnehmerIn mit dem niedrigeren
Übertragungsbetrag einverstanden
wäre! 
Wichtig ist, dass ein niedrigerer Über-
tragungsbetrag als die fiktive Abferti-
gungsanwartschaft sachlich begründ-
bar ist (wie zum Beispiel durch die
Selbstkündigungswahrscheinlichkeit,
die Dauer bis zu Pensionierung usw.)!

Außerdem ist zu beachten, dass die
Höhe der fiktiven Abfertigungsan -
wartschaft zum Übertrittsstichtag die
 Obergrenze des Übertrittsbetrages dar-
stellt, denn ein Mehrbetrag würde als
Vorteil aus dem Arbeitsverhältnis gel-
ten und wäre somit voll steuer- und
sozialversicherungspflichtig (inkl.
DB)!
Die Zahlung des Übertrittsbetrages an
die betriebliche Vorsorgekasse (BVK)
ist lohnsteuer- und sozialversiche-
rungsfrei. 

Beispiel:
Beginn Arbeitsverhältnis: 1.1.2002
Übertrittsstichtag: 31.8.2012
Bruttoentgelt: € 1.600,–
(incl. Sonderzahlungen)
Fiktive Abfertigung Alt: € 6.400,–
Vereinbarter Übertragungsbetrag: 

€ 7.000,–
Davon: steuer- und SV-beitragsfrei 

€ 6.400,–
steuer- und SV-beitragspflichtig 

€ 600,–

Die Zahlung des Übertragungsbetrages
an die BV-Kasse muss nicht auf einmal
erfolgen, sie kann auch als Ratenzah-
lung vereinbart werden (längstens
jedoch innerhalb von fünf Jahren
wobei jährlich mindestens ein Fünftel,
zuzüglich Rechnungszinsen i.H.v. 6%
des jeweils noch aushaftenden Übertra-
gungsbetrages, zu leisten ist). Bei vor-
zeitiger Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses ist die Begleichung der offe-
nen Raten zwingend vorgesehen. Der
Verfall des noch ausständigen Betrages
kann nicht wirksam vereinbart werden!

Der Vollübertritt zur Abfertigung NEU
bringt sowohl dem/der ArbeitgeberIn
als auch dem/der ArbeitnehmerIn eini-
ge Vorteile: 
Der/Die ArbeitgeberIn kann zukünftige
Kosten durch die fixen laufenden
Beiträge der Abfertigung Neu besser
planen. Außerdem kann er/sie die lau-
fenden Beiträge, den Übertragungs-
betrag und die 6% Zinsen bei Raten-
zahlung als Betriebsausgabe absetzen. 

Das Abfertigungsguthaben (Übertra-
gungsbetrag und die laufenden BV-
Beiträge) des Arbeitnehmers unterliegt
dem BMSVG und kann ihm bei keiner
Beendigungsart des Arbeitsverhältnis-
ses verloren gehen (auch bei Selbst-
kündigung nicht).

Nach dem 31.12.2012 gibt es weiterhin
noch die Möglichkeit eines Teilüber-
tritts. Bei dieser Variante bleiben die
bis zu einem vereinbarten Stichtag im
Abfertigungssystem Alt erworbenen
Abfertigungsansprüche bestehen („ein-
frieren“) und ab diesem Zeitpunkt leis -
tet der/die ArbeitgeberIn laufend
Beiträge nach dem Abfertigungsmodell
NEU,  welche dann dem Arbeitnehmer
nicht mehr verloren gehen können. 
Der Teilübertritt ist – im Gegensatz
zum Vollübertritt – zeitlich unbegrenzt
möglich. ❚
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Kündigung
Motivkündigung - Motivanfechtung

W
enn die Kündigung aus verbote-
nen Gründen erfolgt ist, liegt
eine Motivkündigung iSd §  105

Abs 3 Z 1 ArbVG vor.

Ein verpöntes Motiv liegt laut Gesetz
dann vor, wenn die Kündigung insbe-
sondere aus nachstehenden Gründen
ausgesprochen wurde:
❚ Wegen des Beitrittes oder der Mit-

gliedschaft des Arbeitnehmers zu
Gewerkschaften

❚ Wegen seiner Tätigkeit in Gewerk-
schaften

❚ Wegen Einberufung der Betriebsver-
sammlung durch den Arbeitnehmer

❚ Wegen seiner Tätigkeit als Mitglied
des Wahlvorstandes, einer Wahlkom-
mission oder als Wahlzeuge

❚ Wegen seiner Bewerbung um eine
Mitgliedschaft zum Betriebsrat oder
wegen einer früheren Tätigkeit im
Betriebsrat

❚ Wegen seiner Tätigkeit als Mitglied
der Schlichtungsstelle

❚ Wegen seiner Tätigkeit als Sicher-
heitsvertrauensperson, Sicherheits-
fachkraft oder Arbeitsmediziner oder
als Fach- oder Hilfspersonal von
Sicherheitsfachkräften oder Arbeits-
medizinern

❚ Wegen der bevorstehenden Einberu-
fung des Arbeitnehmers zum Prä-
senz- oder Ausbildungsdienst oder
Zuweisung zum Zivildienst (§ 12
Arbeitsplatzsicherungsgesetz 1991,
BGB1. Nr. 683)

❚ Wegen der offenbar nicht unberech-
tigten Geltendmachung vom Arbeit-
geber in Frage gestellter Ansprüche
aus dem Arbeitsverhältnis durch den
Arbeitnehmer

Diskriminierungen nach dem Gleichbe-
handlungs- und Behinderteneinstel-
lungsgesetz sind ebenfalls sittenwidri-
ge Motive.
Liegen sowohl ein verpönter, als auch
ein nicht verpönter Kündigungsgrund
vor, so ist die Anfechtung nur dann
möglich, wenn das verpönte Motiv ein

wesentlicher Grund für die Kündigung
gewesen ist.
Eine Motivanfechtung kann auch dann
erfolgen, wenn der/die Gekündigte erst
ganz kurz im Betrieb beschäftigt ist.
Auch wenn der Betriebsrat der Kündi-
gung zugestimmt hat, kann der/die
ArbeitnehmerIn trotzdem die Motivan-
fechtung vornehmen. Für leitende
Angestellte besteht die Anfechtungs-
möglichkeit nicht.
Eine sozialwidrige Kündigung liegt vor,
wenn wesentliche Interessen des
Arbeitnehmers beeinträchtigt werden.
Bei einer sozialwidrigen Kündigung
wird die soziale Situation des Arbeit-
nehmers vom Gericht überprüft:
❚ Verdiensteinbußen
❚ Chancen für den beruflichen Wieder-

einstieg
❚ Familiensituation
❚ Sonstige Einkommen

Die Anfechtungsfristen bei Motivkündi-
gungen sind grundsätzlich ident mit
jenen bei der Anfechtung wegen sozial-
widriger Kündigung. 

Fristen: 
❚ Wurde der Kündigung durch den

Betriebsrat widersprochen, ist bin-
nen einer Frist von einer Woche nach
Ausspruch der Kündigung ein Ein-
spruch bei Gericht einzubringen

❚ Wurde vom Betriebsrat dem Anliegen
des Arbeitnehmers nicht Folge ge -
leis tet, kann der/die Arbeitnehmer -
In innerhalb von weiteren 2 Wochen
bei Gericht die Kündigung selbst
anfechten

Besonderheiten sind jedoch: 
❚ Kündigung von Sicherheitsvertrau-

enspersonen: vor der Kündigung ist
die gesetzliche Interessenvertretung
der Arbeitnehmer (Arbeiterkammer)
nachweislich zu verständigen. Bei
Versäumnis verlängert sich die
Anfechtungsfrist um den Zeitraum
der verspäteten Verständigung,
maximal allerdings auf einen Monat
ab Zugang der Kündigung.

❚ Anfechtung nach dem Gleichbehand-
lungs- bzw. Behinderteneinstel-
lungsgesetz: Die Anfechtung muss
binnen 14 Tagen durch den/die Dis-
kriminierten erfolgen.

Wird der Klage bei Gericht stattge -
geben, so ist die Kündigung rechtsun-
wirksam. Sollte die Entscheidung des
Gerichtes erst nach Ablauf der Kündi-
gungsfrist erfolgen, so lebt das Dienst-
verhältnis rückwirkend wieder auf. Der
Entgeltausfall für den dazwischen -
liegenden Zeitraum muss von der
Arbeiter geberIn an den/die Arbeit -
nehmerIn ersetzt werden. ❚
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Allgemeines:
Die Beschäftigung von AusländerInnen
in Österreich ist nur zulässig, wenn
❚ diese vom Ausländerbeschäftigungs-

gesetz generell ausgenommen sind
oder

❚ eine behördliche Zustimmung zu
ihrer Beschäftigung vorliegt.

Die unzulässige Beschäftigung von
AusländerInnen in Österreich wird von
der Finanzpolizei (früher KIAB), einer
Abteilung der Finanzbehörden, streng
kontrolliert und ist mit hohen Geld-
strafen bedroht.

Personen, die vom Geltungsbereich
des Ausländerbeschäftigungsgeset-
zes (AuslBG) ausgenommen sind:
❚ Asylberechtigte (nicht jedoch Asyl-

werberInnen) 
❚ subsidiär Schutzberechtigte (subsi-

diär Schutzberechtigte sind abgewie-
sene AsylwerberInnen, die aus
bestimmten Gründen – z.B. weil
Krieg im Heimatland herrscht – nicht
ausgewiesen werden können) 

❚ AusländerInnen im diplomatischen
oder berufskonsularischen Dienst
sowie deren ausländische Bedienste-
te 

❚ Lehrende und Forschende und deren
EhegattInnen und Kinder 

❚ EWR- und EU-BürgerInnen  (Für
Staatsangehörige aus Bulgarien und
Rumänien gelten noch die Über-
gangsfristen, d.h. sie benötigen wei-
terhin eine Bewilligung nach dem
Ausländerbeschäftigungsgesetz.) 

❚ SchweizerbürgerInnen 
❚ ausländische EhegattInnen und Kin-

der bis 18 Jahre  von ÖsterreicherIn-
nen, 

❚ ausländische EhegattInnen und,
unter bestimmten Voraussetzungen,
Kinder, Eltern und Schwiegereltern
von  EU- bzw. EWR-BürgerInnen und
SchweizerbürgerInnen mit Aufent-
haltsrecht 

❚ AusländerInnen aus Bulgarien und
Rumänien hinsichtlich der Pflege
und Betreuung von Personen aus -
schließlich in Privathaushalten,
wenn 

- die zu pflegende Person, ihre An -
gehörigen oder eine inländische Pfle-
ge- und Betreuungseinrichtung Ar -
beitgeber sind 

- die zu pflegende Person Bundes- oder
Landespflegegeld oder gleichartige
Leistungen im selben Ausmaß bezieht
und 

- die Tätigkeit im Rahmen einer voll-
versicherungspflichtigen Beschäfti-
gung ausgeübt wird (2012 mehr als 
€ 376,26) 

- die Pflege und Betreuung darf aus -
schließlich der pflegebedürftigen Per-
son zu Gute kommen. 

Behördliche Zustimmung: 
Für die behördliche Genehmigung einer
Ausländerbeschäftigung ist die jeweili-
ge regionale Geschäftsstelle des AMS
zuständig.
Für die Genehmigung eines Aus -
länders/einer Ausländerin gibt es fol-
gende Möglichkeiten: 

❚ Beschäftigungsbewilligung,
❚ Arbeitserlaubnis,
❚ Befreiungsschein,
❚ Rot-Weiß-Rot-Karte, 

Rot-Weiß-Rot-Karte plus, 
Blaue-Karte EU,

❚ Entsendebewilligung,
❚ Anzeigebestätigung oder
❚ Niederlassungsnachweis.

Arbeitnehmerfreizügigkeit für 
EWR- und EU-BürgerInnen seit 
1. Mai 2011:
Aufgrund von Übergangsbestimmun-
gen in den Beitrittsverträgen war bis
30.4.2011 die Beschäftigung von
StaatsbürgerInnen der Staaten Ungarn,
Polen, Tschechien, Slowakei, Sloweni-
en, Estland, Lettland und Litauen in
Österreich nach dem Ausländerbeschäf-
tigungsgesetz  bewilligungspflichtig.

Ab 1.5.2011 gilt für StaatsbürgerInnen
dieser Länder die volle Arbeitnehmer-
freizügigkeit in Österreich: Wollen sie
in Österreich ein Beschäftigungsver-
hältnis eingehen, ist dafür eine Bewilli-
gung nicht mehr erforderlich. Sie dür-
fen auch sonst keinen Beschränkungen
unterworfen werden, die nicht auch für
ÖsterreicherInnen gelten.

Arbeitsnehmerfreizügigkeit gilt ab
1.5.2011 daher für StaatsbürgerInnen
der folgenden Staaten:

❚  Belgien ❚  Dänemark
❚  Deutschland ❚  Estland
❚  Finnland ❚  Frankreich
❚  Griechenland ❚  Großbritannien
❚  Irland ❚  Island
❚  Italien ❚  Lettland
❚  Liechtenstein ❚  Litauen
❚  Luxemburg ❚  Malta
❚  Niederlande ❚  Norwegen
❚  Österreich ❚  Polen
❚  Portugal ❚  Schweden
❚  Schweiz ❚  Slowakei
❚  Slowenien ❚  Spanien
❚  Tschechien ❚  Ungarn
❚  Zypern

Beschäftigung von AusländerInnen
Bewilligungsarten zur Beschäftigung von AusländerInnen
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ARBEITSRECHT

Aufgrund von Übergangsbestimmun-
gen in den Beitrittsverträgen ist noch
bis 31.12.2013 für die Beschäftigung
von StaatsbürgerInnen der Länder Bul-
garien und Rumänien eine Arbeits -
bewilligung erforderlich.

Rot-Weiß-Rot-Karte:
Seit 1.7.2011 gilt ein neues Zuwande-
rungsrecht für Nicht-EWR-BürgerIn-
nen. Folgende Gruppen können eine
Rot-Weiß-Rot-Karte  erwerben und

damit nach Österreich zuwandern und
hier arbeiten: 
❚ Besonders Hochqualifizierte
❚ Fachkräfte in Mangelberufen
❚ Sonstige Schlüsselkräfte
❚ StudienabsolventInnen einer öster-

reichischen Hochschule 
❚ Selbständige Schlüsselkräfte

Zudem erhalten deren Familienan-
gehörige freien Arbeitsmarktzugang.
Anspruch auf eine Karte hat, wer die

nötige Punkteanzahl erreicht. Punkte
bringen etwa Qualifikationen, Berufser-
fahrung in Österreich, Sprachkenntnis-
se, etc. Die Punktezahl ist einfach
unter www.migration.gv.at zu errech-
nen. 

Im Folgenden geben wir Ihnen eine
Übersicht über die Bewilligungsarten
zur  Beschäftigung von AusländerInnen:

Titel des Dokuments
damit 

verbundener 
Status

AntragstellerIn Ausstellende 
Behörde Geltungsdauer Geltungsbereich

Daueraufenthalt-EG Arbeits- und 
Aufenthaltsrecht AusländerIn BH/Magistrat unterschiedlich Österreich

Niederlassungsbewilligung 
unbeschränkt
(abgelöst durch Rot-Weiß-Rot-Karte
Plus)

Arbeits- und 
Aufenthaltsrecht AusländerIn BH/Magistrat 12 Monate Österreich

EU-Freizügigkeitsbestätigung 
(nur mehr für rumänische und 
bulgarische AN)

Arbeitsbewilligung AusländerIn AMS unbefristet Österreich

Beschäftigungsbewilligung Arbeitsbewilligung ArbeitgeberIn AMS max. 1 Jahr Betrieb

Befreiungsschein Arbeitsbewilligung AusländerIn AMS 5 Jahre Österreich

Arbeitserlaubnis Arbeitsbewilligung AusländerIn AMS 2 Jahre Bundesland

Sicherungsbescheinigung Option auf Beschäfti-
gungsbewilligung ArbeitgeberIn AMS max. 26 Wochen

Rot-Weiß-Rot-Karte Arbeits- und 
Aufenthaltsrecht AusländerIn BH/Magistrat ein Jahr (Verlän-

gerung möglich) Betrieb

Blaue Karte EU Arbeits- und 
Aufenthaltsrecht AusländerIn BH/Magistrat Max. 2 Jahre Betrieb

Rot-Weiß-Rot-Karte Plus Arbeits- und 
Aufenthaltsrecht AusländerIn BH/Magistrat ein Jahr Österreich

Übersicht über die Bewilligungsarten zur Beschäftigung von AusländerInnen
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Geschäftsführerhaftung
Erweiterung der Ausfallshaftung der Geschäftsführer gem. § 9 BAO iVm § 80 BAO 

§
9 (1) BAO besagt, dass die in den
§§ 80 BAO ff bezeichneten Vertre-
terInnen neben den durch sie ver-

tretenen Abgabenpflichtigen für die
diese treffenden Abgaben insoweit haf-
ten, als die Abgaben durch  schuldhaf-
te Verletzung ihrer auferlegten Pflich-
ten nicht eingebracht werden können.
Die weit verbreitete Meinung, dass
durch die Rechtsform der Gesellschaft
mit beschränkter Haftung das Haf-
tungsrisiko als Eigentümer oder
Geschäftsführer eines Unternehmens
zur Gänze ausgeschaltet werden kann,
stimmt also nicht.

Die zur Vertretung juristischer Perso-
nen berufenen Personen  haben gem. §
80 (1) BAO dafür zu sorgen, dass die
Abgaben der juristischen Person aus
den Mitteln, die die Vertreter verwal-
ten, entrichtet werden (rechtzeitig und
vollständig). Die Geschäftsführerhaf-
tung betreffend Abgabenschulden ist
in der Bundesabgabenordnung als Aus-
fallshaftung normiert, d.h. Vorausset-
zung ist die objektive Uneinbringlich-
keit (erfolglose Vollstreckungsmaßnah-
men in der Gesellschaft) im Zeitpunkt
der Inanspruchnahme des Haftenden.
Für die Ausfallshaftung ist es weder
von Bedeutung, ob der Geschäftsführer
seine Funktion auch tatsächlich aus-
übt, noch ob er über ausreichende
Fachkenntnisse in steuerlichen Angele-
genheiten verfügt. Von der Übernahme
einer lediglich formellen Geschäfts-
führung ist daher abgesehen von ande-
ren bestehenden Haftungsrisiken (Kon-
kursverschleppung, Firmenbuchstrafen
etc.) auch aus abgabenrechtlicher Sicht
dringend  abzuraten!

Künftig soll die Ausfallshaftung von
gesetzlichen Vertretern für Abgaben-
schulden der Gesellschaft auch auf fak-
tische Geschäftsführer erweitert wer-
den. Von einem faktischen Geschäfts-
führer spricht man dann, wenn jemand
mit Einverständnis der Gesellschafter
sowohl nach außen wie ein Geschäfts-

führer auftritt, als auch nach innen die
Geschäfte der Gesellschaft führt, ohne
allerdings formell als Geschäftsführer
bestellt worden zu sein. Der tatsächli-
che Geschäftsführer ist in solchen Fäl-
len meist nur ein Strohmann, man fin-
det derartige Strukturen oftmals in
Familienbetrieben. Es ist nicht von
Bedeutung, ob der faktische Geschäfts-
führer Gesellschafter ist oder nicht, er
muss jedoch überragende Stellung
gegenüber dem bestellten Geschäfts-
führer einnehmen. 

Folgende Kriterien sprechen unter
anderem für eine faktische Geschäfts-
führung:
❚ Bestimmung der Unternehmenspoli-

tik – Treffen von unternehmerischen
Grundentscheidungen 

❚ Unternehmensorganisation – der
faktische Geschäftsführer ist Ent-
scheidungsträger

❚ Gestaltung von Geschäftsbeziehun-
gen zu VertragspartnernInnen

❚ Entscheidungskompetenz in Steuer-
angelegenheiten, Personalangele-
genheiten etc. 

Zivil- und gesellschaftsrechtlich haftet
der faktische Geschäftsführer dann wie
ein formell bestelltes Mitglied der
Geschäftsführung, wenn er aufgrund
von maßgeblicher Einflussnahme auf
die Leitung der Gesellschaft diese oder
deren Gläubiger schädigt. Steuerrecht-
lich konnte ein faktischer Geschäfts-
führer nach bisheriger Rechtslage nicht
zur Verantwortung gezogen werden, da
die Ausfallshaftung bis dato nur für
formell bestellte Mitglieder der Lei-
tungsorgane galt. 

Die Erweiterung der Ausfallshaftung
auf faktische Geschäftsführer soll in
Zukunft zusätzlich zur Haftung der im
Firmenbuch eingetragenen Geschäfts-
führer bestehen und es wird im Ermes-
sen der Abgabenbehörde liegen, zu
entscheiden, welche Haftung vorrangig
geltend gemacht wird. ❚
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S
eit 1. Jänner 2011 gelten nunmehr
die neuen Regelungen zur fristge-
rechten Offenlegung von Jahresab-

schlüssen beim Firmenbuch. Dabei kam
es zu einer deutlichen Verschärfung
der Zwangsstrafen hinsichtlich der
nicht fristgerechten Einreichung der
Jahresabschlüsse. Legen VertreterIn-
nen von Kapitalgesellschaften gem. 
§ 277 UGB nicht spätestens 9 Monate
nach dem Bilanzstichtag alle geforder-
ten Unterlagen beim Firmenbuch vor,
so werden OHNE vorherige Androhung
Zwangsstrafen in Höhe von € 700,– bis
€ 3.600,– vorgeschrieben. Außerdem
werden wiederholt in einem 2-Monats-
Rhythmus Zwangsstrafen verhängt,
sofern der Offenlegungspflicht nicht
nachgekommen wird. Diese Zwangs-
strafen werden sowohl gegenüber dem
gesetzlichen Vertreter der Kapital -
gesellschaft (GeschäftsführerIn, Vor-
stand) als auch gegenüber der Gesell-
schaft selbst verhängt. 

Bei stichhaltigen Gründen kann gegen
die Zwangsstrafenverfügung innerhalb
von 14 Tagen Einspruch erhoben wer-
den. Dafür müssen jedoch unabwend-
bare bzw. unvorhergesehene Ereignisse
vorliegen. 

Folgend wird ein kurzer Überblick über
die aktuelle Rechtsprechung des OGH
gegeben:

❚ OGH 24. November 2011, 6 Ob
239/11g: Das mehrfache Vorschrei-
ben von Zwangsstrafen für wieder-
holte Verstöße ist unbedenklich,
vorausgesetzt der zweimonatige
Bestrafungszeitraum ist eindeutig im
Spruch der Zwangsstrafenverfügung
enthalten. Somit entspricht die neue
Zwangsstrafenregelung keiner
unzulässigen Doppelbestrafung.
Ebenso ist die Verhängung der
 Mindeststrafe von € 700,– für die
Gesellschaft und für jedes vertre-
tungsbefugte Organ laut OGH verfas-
sungsrechtlich unbedenklich.

❚ OGH 24. November 20111, 6 Ob
225/11y und 14. September 2011, 6
Ob 162/11h: Mit Unsicherheit behaf-
tete Bilanzposten ist kein ausrei-
chender Grund, um eine fristgerech-
te Einreichung zu unterlassen. Laut
OGH wurden im UGB genügend Mög-
lichkeiten geschaffen, um solche
Sachverhalte in der Bilanz abzubil-
den. Bei Unsicherheiten sind somit
vorläufige Jahresabschlüsse offenzu-
legen und bei nachträglicher Ände-
rung sind korrigierte Jahresabschlüs-
se einzureichen.

❚ OGH 24. November 2011, 6 Ob
239/11g: Die Verpflichtung zur
Offenlegung von vorläufigen Jahres-
abschlüssen bei Unsicherheiten in
Bezug auf Bilanzposten wird hier mit
Gläubigerschutzgründen argumen-
tiert. Der Informationsbedarf der
Jahresabschlussleser soll durch die
kontinuierliche Vorlage von Wirt-
schaftsdaten gewährleistet werden.
Die Vorlagepflicht für noch nicht
offengelegte Vorjahres-Abschlüsse
erlischt durch die Einreichung des
aktuellen Jahresabschlusses nicht!

❚ OGH 14. September 2011, 6 Ob
130/11b, 6 Ob 176/11t und 6 Ob
185/11s: Da die Offenlegungspflicht
erst mit der Eintragung der Löschung
einer Gesellschaft endet, ist immer
auch die Liquidationsbilanz beim Fir-
menbuch einzureichen. Auch hier
geht die Sicherung des Informations-
bedarfes der Jahresabschlussleser
vor. Die Argumentation, dass die
Erstellung des Jahresabschlusses und
die damit entstehenden Kosten die
Konkursquote schmälern, befreit den
Masseverwalter nicht von seiner
Offenlegungspflicht.

❚ OGH 15. März 2012, 6 Ob 32/12t: Die
Abwesenheit der Hauptaktionärin
und des Hauptaktionärs bei der
Hauptversammlung, in der der Jah-
resabschluss festgestellt wird, ist

kein ausreichender Grund um eine
pünktliche Offenlegung zu verabsäu-
men.

❚ OGH 14. September 2011, 6 Ob
184/11v: Die zur Offenlegung ver-
pflichteten VertreterInnen der Kapi-
talgesellschaft haben die tatsächli-
che Durchführung der Einreichung
des Jahresabschlusses durch Einsicht
ins Firmenbuch bzw. durch andere
angemessene Maßnahmen zu kon-
trollieren. 

❚ OGH 15. März 2012, 6 Ob 32/12t: Die
Verhängung der Zwangsstrafen hat
auch dann zu erfolgen, wenn die
Einreichung des Jahresabschlusses
zwar termingerecht, aber jedoch ent-
gegen den gesetzlichen Bestimmun-
gen nicht elektronisch, sondern in
Papierform erfolgt. 

Da die Zwangsstrafen auch bei kleinen
(Familien-) GmbHs mit 2 Geschäfts -
führerInnen mindestens € 2.100,–
betragen, stellt dies eine unangenehme
– doch vor allem vermeidbare – finanzi-
elle Belastung dar.

Tipp:
Kontrollieren Sie auch immer selbst im
Firmenbuch, ob Ihr Jahres abschluss
eingereicht wurde. ❚

Firmenbuch 
Offenlegungspflicht des Jahresabschlusses beim Firmenbuch
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D
ie derzeitige Zinspolitik der EZB
zwecks Belebung der Wirtschaft
vermittelt – je nach finanzieller

Situation – Freude über billige Finan-
zierungsmöglichkeiten oder Verwirrung
über Sparbuchzinsen weit unter der
Inflationsrate.

Zum derzeitigen 3-Monats-Euribor in
Höhe von 0,35% (Stand 20.8.2012)
schlagen die Banken je nach Bonität
der Kreditwerberin und des Kredit -
werbers ab etwa 2% als Aufschlag (lauf -
zeitabhängig) für erstklassige Kredit -
nehmerInnen auf, sonst ab etwa 3,5%
je nach bankinterner Risikogewichtung.

Bei guter Bonität sind derzeit noch mit-
tel- bis langfristige Finanzierungen mit
niedrigen Aufschlägen erzielbar (bis zu
10 Jahren mit Fixzinssatz), die im
Zusammenhang mit konjunkturbeding-
ten Preisnachlässen eine gute Basis für
notwendige Investitionen sein können.

Zu bemerken ist, dass eine der größten
Bankengruppen Österreichs in ihren
neuen internen Vergaberichtlinien Aus-
schließungsgründe für Kreditvergaben
wie folgt anführt:
Kein Kredit ohne entsprechenden
Eigenmittelanteil, ohne entsprechende
Sicherheiten und ohne persönliche Haf-
tung der GesellschafterInnen bei Kapi-
talgesellschaften, dazu strenge Restrik-
tionen bei Neukunden und Risikobran-
chen.

Die Zinserträge für das Ersparte im
betrieblichen und privaten Bereich
stimmen uns traurig. Für täglich fällige
Gelder am Sparbuch werden von den
Banken ab 0,125% p.a. geboten, bei
Einlagen mit 2-jähriger Bindung von
1,5% bis maximal 2,5% (Zinssätze in
diversen Wirtschaftsnachrichten veröf-
fentlicht), alles abzüglich 25% KESt.
Onlinebanken bieten teilweise höhere
Zinsen an. Da die Banken einen wesent-
lichen Teil ihrer Gewinne aus dem Zins-
geschäft verdienen ist es verständlich,

dass alternative Veranlagungen an wel-
chen sie kaum etwas verdienen, nicht
automatisch angeboten werden. Viele
große Bankinstitute haben Wohnbau-
anleihen aufgelegt, die 4% Zinsen und
mehr p.a. bieten, welche bis zu 4% KESt
frei sind. Das entspricht einem Brutto-
zinssatz von 5,33%, tatsächlich etwas
weniger, weil eine 4%ige WB-Anleihe
zum Nom. € 100,– derzeit etwa mit 
€ 106,– notiert wird. Daneben legen
viele im ATX börsennotierte Groß -
unternehmen Firmenanleihen auf
(Stückelungen ab € 10.000,– bis zu 
€ 100.000,–), für die bonitätsabhängig
bis zu 7,5% Zinsen geboten werden. Für
diese Zinsen fällt die 25%ige KESt an,
weil die Anleihen börsennotiert sind.
Die Wohnbauanleihen und die Firmen-
anleihen haben jeweils eine mehrjähri-
ge Laufzeit, diese können aber pro-
blemlos über die Banken verkauft wer-
den.

Die derzeit günstige Finanzierung im
Betrieb ermöglicht auch einen Zins -
überschuss insgesamt, da die Zins -
aufwendungen (netto, nach ESt) im

Betrieb wesentlich geringer sein kön-
nen als der Netto-Zinsertrag im priva-
ten Bereich aus Wohnbauanleihen.

Zum Vergleich die derzeitigen Zinsen
beim Finanzamt: Stundungszinsen -
kosten 4,88%, für Steuernachzahlun-
gen oder Guthaben nach Veranlagung
werden 2,38% verrechnet oder gut -
geschrieben. ❚

Zinsen – Soll und Haben
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BERATUNG

❚ Steuerangelegenheiten
❚ Betriebswirtschaftliche Beratung
❚ Corporate Finance
❚ Basel II – Rating
❚ Beratung Betriebsprüfung –   Prüf -

software ACL
❚ Pensionsberatung
❚ Coaching und Mediation
❚ Unternehmensplanung
❚ Jungunternehmerberatung

Unsere Mitarbeiter sind Ihr verlän-
gerter Arm zu den Behörden. Wir
unterstützen Sie bei Prüfungen und
sind Ihr Beistand im Verfahrensrecht.

Rechnungswesen

❚ Jahresabschluss
❚ Lohnverrechnung
❚ Online-Buchhaltung

Der Jahresabschluss mit umfassender
Steueroptimierung ist uns ein ganz
besonderes Anliegen. 
Die Anwendung internationaler Qua-
litätsnormen im Hinblick auf den
europäischen Markt führt zu unserem
gemeinsamen Erfolg.

Strategie

❚ Seminare
❚ Budget & Investition
❚ Controlling

Mitarbeiterseminare sichern Ihnen
um fassende und erfolgreiche
Problem lösungen. Wir haben interna-
tionale Beziehungen zu Wirt-
schaftsprüfungs- und Steuerbera-
tungsnetzwerken.

Audit

❚ Gutachten
❚ Internationale Beziehungen
❚ Pflicht- und freiwillige Prüfungen

In gemeinsamer Arbeit lösen wir die
 Probleme bei Pflicht- und Sonderprü-
fungen. ❚

Unsere Leistungen
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Deutschlandsberg
Fidas Deutschlandsberg Steuerberatung GmbH
8530 Deutschlandsberg, Villenstraße 2
Tel.: +43 3462 55 73-0, Fax: +43 3462 55 73-55, E-Mail: office@fidas-deutschlandsberg.at

Eisenstadt
Fidas Eisenstadt Steuerberatung GmbH
7000 Eisenstadt, Kaiserallee 8a
Tel.: +43 2682 646 31, Fax: +43 2682 646 31-18, E-Mail: office@fidas-eisenstadt.at

Graz
Fidas Graz Steuerberatung GmbH
8042 Graz, Petersbergenstraße 7
Tel.: +43 316 47 35 00, Fax: +43 316 47 35 00-4, E-Mail: office@fidas-graz.at

Innsbruck
augustin+nöbauer+partner Steuerberatung GmbH
6020 Innsbruck, Mitterweg 16/2
Tel.: +43 512 29 44 39, Fax: +43 512 29 44 39-21, E-Mail: office@fidas-innsbruck.at 

Jennersdorf
Fidas Süd-Ost Steuerberatung GmbH
8380 Jennersdorf, Raxer Straße 13
Tel.: +43 3329 462 52, Fax: +43 3329 462 52-33, E-Mail: office@fidas-suedost.at

Kindberg
Fidas Kindberg Steuerberatung GmbH
8650 Kindberg, Hauptstraße 29
Tel.: +43 3865 22 38, Fax: +43 3865 36 46, E-Mail: office@fidas-kindberg.at

Liezen
Fidas Liezen Steuerberatung GmbH
8940 Liezen, Gesäusestraße 21–23
Tel.: +43 3612 300 33, Fax.: +43 3612 300 34, E-Mail: office@fidas-liezen.at

Murtal
Fidas Murtal Steuerberatung GmbH
8740 Zeltweg, Bundesstraße 66
Tel.: +43 3577 236 00, Fax: +43 3577 236 00-22, E-Mail: office@fidas-murtal.at

Salzburg
Unterberger Fidas Salzburg Steuerberatung GmbH & Co KG
5023 Salzburg, Linzer Bundesstraße 63 B
Tel.: +43 662 66 32 52, Fax: +43 662 66 32 51, E-Mail: office@unterberger.org

Schladming
Fidas Schladming Steuerberatung GmbH
8970 Schladming, Untere Klaus 327
Tel.: +43 3687 246 47, Fax: +43 3687 246 47-85, E-Mail: office@fidas-schladming.at 

Wels
Mag. Dietmar Sternbauer
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
4600 Wels, Dr. Breitwieserstraße 16
Tel.: +43 7242 476 69, Fax: +43 7242 476 69-40, E-Mail: office@sternbauer.co.at

Wirtschaftsprüfung
Fidas Wirtschaftsprüfung GmbH
4600 Wels, Dr. Breitwieserstraße 16
Tel.: +43 7242 476 69, Fax: +43 7242 476 69-40
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Kanzleien der Fidas-Gruppe
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